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Helmut Große

Soldat und politische Bildung

Es ist ein grundlegender Glaubens- und Erfah-
rungssatz, daß die freiheitlich-rechtsstaatliche 
Ordnung einer Industriegesellschaft der politi-
schen Bildung und Erziehung aller Staatsbür-
ger bedarf. Zu ihrer Verwirklichung sind des-
halb alle öffentlichen Bildungseinrichtungen 
berufen, das heißt: von Amts wegen Schulen, 
Hochschulen und Universitäten sowie Institu-
tionen der Erwachsenen- und Berufsbildung; 
darüber hinaus aber auch alle Organe und In-
dividuen, die öffentliche Meinung bilden hel-
fen, und alle, die durch ihr Tun und Lassen, 
durch ihr Reden und Handeln in gesellschaft-
lichen und staatlichen Bereichen besondere 
politische Verantwortung tragen.

An der demokratischen Bewußtseinsbildung 
sind alle Staatsbürger beteiligt. Durch ihre ver-
fassungsmäßigen Rechte und Pflichten sind sie 
einbezogen in den großen, unaufhörlichen Pro-
zeß der Meinungsbildung, der zum formulier-
ten politischen Willen drängt. Um diesen zu 
verwirklichen, bestellt der Staatsbürger durch 
die Wahl direkt und indirekt die Entschei- 
dungs- und Herrschaftsorgane des Staates, die 
allein Auftrag und Macht erhalten, zu entschei-
den und durchzusetzen.

Je breiter der Konsens der Staatsbürger mit 
den tragenden freiheitlichen Grundnormen der 
Verfassung ist und je offener die demokra-
tische Herrschaftsordnung dieser Zustimmung 
unterliegt, desto kraftvoller wird das politische 
Leben des Gemeinwesens sein. Die Bezogen- 
heit von staatlicher Macht und staatsbürger-
lichem Konsens verbietet der freiheitlichen 
Ordnung die propagandistische Manipulation 
zur Herstellung des letzteren, wie es in auto-
ritären und totalitären Systemen für den Staat 
notwendig wird. Die Träger demokratischer 
Herrschaft müssen deshalb für die ständige 
Infragestellung ihrer Macht offenbleiben, ja sie 
im Prinzip fördern. Die Fähigkeit des Staats-
bürgers zum politischen Urteil und zur Kritik 
ist von allen demokratischen Kräften ge-
wünschtes Erziehungsziel. Fähigkeit und Wille

Die Problemstellung
zur Zustimmung im Hinblick auf das gemeine 
Wohl ist dazu die komplementäre Tugend. 
Politische Bildung soll dafür das geistige Rüst-
zeug bieten.

Politische Erziehung soll Einübung und An-
wendung von Urteilskraft in der dialektischen 
Ausprägung von Fähigkeit und Kritik und zur 
Zustimmung ermöglichen.

In diesen Prozeß ist nach unserer Ordnung 
auch der Soldat einbezogen, sei er Wehrpflich-
tiger oder Berufssoldat. Das Leitbild vom 
„Staatsbürger in Uniform" besagt grundsätz-
lich nichts anderes als diesen Tatbestand. 
Staatsbürgerliche Rechte und Pflichten kom-
men dem Soldaten ebenso zu wie jedem ande-
ren Bürger. Bestimmte Einschränkungen und 
zusätzliche Pflichten muß er während seines 
Dien 1stes auf sich nehmen ). Auch anderen 
unmittelbaren Staatsdienern werden solche um 
des Gemeinwohls willen in Grenzen zugemu- 
tet. Am Prinzip ändert das nichts. Die Beson-
derheit des soldatischen Dienstes und die mög-
licherweise daraus entstehende Problematik 
im Hinblick auf diesen Grundsatz wird noch zu 
erörtern sein. Der Soldat bedarf also wie jeder 
andere Staatsbürger der politischen Bildung 
durch Unterrichtung, Information, durch kriti-
sches Gespräch und Diskussion, durch Teilhabe 
an der meinungs- und willensbildenden Öffent-
lichkeit.

Die Gehalte der politischen Bildung müssen 
also die gleichen sein wie die in der offenen 
Gesellschaft vor den Kasernen; die Methoden 
der Vermittlung ebenfalls. Politische Bildung 
hat in der Nachkriegszeit ein gewisses Selbst-
verständnis erlangt, das umschrieben werden 
kann: es ist gewachsen aus Herausforderun-
gen und Antworten
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 jeweils geschichtlicher 

Lagen ).

1) Soldatengesetz vom 19. 3. 56; Pflichten und 
Rechte des Soldaten §§ 6—36.
2) Vgl. Theodor Wilhelm, Pädagogik der Gegen-
wart, Stuttgart 1963 1 2 3, S. 256 ff.



Das Selbstverständnis von politischer Bildung heute

Im folgenden wird versucht, die wichtigen 
Züge dieses Konsenses bewußt zu machen.

Ein unangefochtenes Ziel ist die Erziehung 
zum mündigen Staatsbürger, das heißt: zum 
Gegenbild des stets gehorsamen Untertanen 
und des Kollektivwesens in den totalitären 
Systemen. Ein solcher Bürger muß ein be-
gründetes kritisches Bewußtsein von seiner in-
dividuellen Autonomie haben und von seiner 
Stellung im politischen Gemeinwesen. Dieses 
Ziel ist zugleich auf die eigene wie auf die 
mitmenschliche Existenz gerichtet. Die notwen-
digen virtuellen Kräfte, sprich Tugenden, ha-
ben personale und soziale, also im breiten 
Sinne humane Funktionen.

Ein weiteres Ziel wurde bald nach dem Krieg 
als notwendiger Inhalt für unsere politische 
Pädagogik in der Erziehung zur Partner-
schaft thematisiert3). Es entsteht vor allem 
als Gegenbild zum Freund-Feind-Denken der 
jüngsten Vergangenheit, verbindet die Wek- 
kung sozialer Tugenden mit der Einübung in 
mitbürgerliche Verhaltensweisen. Es hat vor 
allem sozialintegrative Funktionen, entschärft 
Konfliktsituationen und überbrückt soziale Ge-
gensätze, fördert demokratische Lebensformen 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen und 
politischen Lebens.

5) Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie in 
Deutschland, München 1965, S. 161 ff.

Die starke Akzentverlagerung der politischen 
Pädagogik auf dieses Ziel rief in den fünfzi-
ger Jahren Gegenstimmen auf den Plan, die 
davor warnten, die politische Wirklichkeit an 
der Macht vorbei zu interpretieren4). Zur 
Politik gehört Herrschaft; auch Demokratie ist 
neben anderem vor allem auch Herrschafts-
form und bedarf der Macht. Sie will den rech- 
ten und gerechten Machtgebrauch sichern. Er-
werb, Anwendung, Erhalt, Kontrolle der Macht 
sind wesentliche politische Funktionen, deren

3) Friedrich Oetinger, Partnerschaft, Stuttgart 1956 3.
4) Heinrich Weinstock, Die politische Verantwor-
tung der Erziehung in der demokratischen Massen- 
gesellschaft des technischen Zeitalters, Schriften-
reihe der Bundeszentrale für politische Bildung, 
Bonn, Heft 33, Neudruck 1966.

Beachtung nicht vernachlässigt werden darf, 
will man nicht der Gefahr der Verkennung des 
Politischen anheim fallen. Einer Enttäuschung 
über die nicht nur partnerschaftliche, sozial-
integrative Wirklichkeit sollte nicht Vorschub 
geleistet werden.

Verwandt mit dem Hinweis auf Herrschaft und 
Macht ist die Erkenntnis, daß Konflikte in Ge-
sellschaft und Staat Realitäten sind5). Das 
Wunschbild von der konfliktlosen Politik im 
Innern hat in Deutschland besonders viel Un-
heil angerichtet. Man war geneigt, der Ord-
nung mehr Geltung zukommen zu lassen als 
der Freiheit, Gerechtigkeit und Menschen-
würde, und das nicht nur während der NS- 
Herrschaft. Es gilt zu erkennen, daß es Inter-
essen innerhalb jedes Sozialkörpers gibt, die 
legitim sind. Es gilt zu erkennen, daß man Ge-
fahr läuft, Freiheit und Gerechtigkeit einzu-
büßen, wenn es keine Möglichkeit des Inter-
essenausgleichs unter der Form des fairen 
Konkurrenzkampfes gibt. Es ist zu bejahen, 
daß dieser Kampf nach Spielregeln abläuft, die 
wir demokratische zu nennen pflegen, in denen 
zwar der Wille zur Behauptung und Durchset-
zung des Interesses eine Tugend ist, aber nur 
unter der Bedingung, daß dieser Wille auf 
Kompromißbereitschaft und Kooperation ange-
legt ist und nicht etwa auf Ausmerzung des 
Gegenspielers. Diese Tugenden haben eine so-
ziologische Funktion, die auch weitgehend 
politisches Verhalten bestimmen. Es sind die 
Tugenden für die pluralistische Wirklichkeit 
unserer Gesellschaftsordnung.

Diese steht in internationaler Kommunikation; 
sie fordert die Erziehung auf ein europäisches 
und weltbürgerliches Bewußtsein hin. Es er-
füllt in seiner Universalität primär kulturelle 
und humane Funktionen und hat als Korrektiv, 
besonders nach einer Epoche nationalistischer 
und kollektivistischer Entartungen, seine Be-
deutung.



Die Pflege des Staats- und Nationalbewußt-
seins steht gegenwärtig in kontroverser Dis-
kussion. Es ist natürlich, daß es vor dem Hin-
tergrund der geteilten Nation und dem Miß-
brauch des Nationalen in der Hitlerzeit für uns 
Deutsche besonders belastet ist und bei der 
Durchdenkung die Emotionen oft mehr als an-
gemessen beteiligt. Das Übergewicht der ratio-
nalen Seite der politischen Bildung war sicher-
lich notwendig und hat uns gutgetan. Aber 
man hat auch erfahren, daß sich zum Engage-
ment ein reales Maß an Gefühlsbeteiligung da-
zugesellen muß. Daß man sie an den Staat und 
an die Nation knüpft, will dem einen als Ge-
fahr für ein neues Abgleiten auf nationalisti-
sche und staatsmetaphysische Abwege erschei-
nen, dem anderen aber als natürliche, zwin-
gende und humane Notwendigk
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der Demokratie ). Denn Kritikfähigkeit, au-
tonomes Selbstbewußtsein und demokratische 
Verhaltensweisen des Individuums, also ratio-
nale Tugenden, bedürfen offenbar der Ergän-
zung durch Hingabefähigkeit an überindividu-
elle Wertbereiche. Sie werden noch immer pri-
mär in der Nation erfahren. Daß seit hundert 
Jahren unser Nationalgefühl nicht in eine frei-
heitliche Staatsordnung eingebettet war, ist 
unser spezifisch deutsches Problem, das zu 

lösen auch unsere Nachbarvölker von uns 
erwarten. Wir haben es noch nicht gelöst; und 
neue nationale Töne sind eben noch nicht 
immer eindeutig auch Absagen an nationa-
listische Begleittöne der Vergangenheit. Das 
macht die Sache so schwer.

Das Selbstverständnis der politischen Bildung, 
das in der Bundesrepublik Deutschland sich in 
Schichten geklärt hat, umfaßt also viele 
Aspekte, die zeitgeschichtliche Erfahrungen, 
sozial- und individualpsychologische Elemente, 
soziologische und politikwissenschaftliche 
Analysen und weltpolitische Veränderungen 
in Betracht ziehen. Umfangen wird das Ganze 
vom Normengefüge des freiheitlich sozialen 
Rechtsstaates, der die moderne Industriegesell-
schaft verfaßt.

Dieses Verständnis von politischer Bildung ist 
für alle Lebensbereiche unseres Gemeinwe-
sens konstitutiv, also auch für die Armee. Es 
impliziert die potentielle und reale Teilhabe 
des Bürgers am demokratischen Willensbil- 
dungs- und Entscheidungsprozeß und seine 
Aktivität dafür im Sinne von Engagement oder 
beobachtender Mitreflexion, auch für den Sol-
daten.

Die besondere staatsbürgerliche Situation des Soldaten

Berufssoldaten und Wehrpflichtige dienen als 
Staatsbürger in der Bundeswehr, und nicht als 
Gruppe, die aus dem politischen Gesamtkör-
per durch über- oder Unterprivilegien ausge-
sondert wäre; das ist der Inhalt des Begriffs 
Staatsbürger in Uniform.

6) Zur Diskussion über Nation und Vaterland vgl. 
Friedrich Minssen und Walther Hofer: Zur Frage 
des Vaterlandes, Schriften der Bundeszentrale für 
politische Bildung, und »Aus Politik und Zeit-
geschichte' B 10/65, B 46/66, B 31/67, B 37/67, B 
38/67 mit Beiträgen von Eugen Lemberg, Felix Mes- 
serschmid, Herbert Eichmann, Kurt Fackiner, Eugen 
Gerstenmaier, Wolf Graf von Baudissin.

Die besondere Situation des Soldaten besteht 
darin, daß er als Berufssoldat sich entschieden 
hat, sich den Schutz der Bundesrepublik 
Deutschland nach außen zur Lebensaufgabe zu 
machen, und daß er als Wehrpflichtiger oder 
Längerdienender von diesem Staat, der sich als 
Repräsentant des demokratischen Willens ver-
steht, für eine aktive Dienstzeit und später 
im Reserveverhältnis in Pflicht genommen 
wird. Er kommt damit existentiell mit einer 
Seite des Staates in Kommunikation, die 
den zivilen Staatsbürger nur hypothetisch an-
geht, nämlich mit dessen physischen Machtmit-
teln, den Kriegswaffen, die Teil des Gewalt-



monopols des Staates sind. Er tritt in die mili-
tärische Organisation ein, die zum möglichen 
Gebrauch dieser Machtmittel vorbereiten und 
ihren Bestand und ihre Einsatzbereitschaft 
sicherstellen muß. In der Natur dieser Auf-
gabe liegt, daß diese ungeheuren Machtmittel 
unter Gesetzen verwaltet werden müssen, die 
zwar in vielem Ähnlichkeit mit denen anderer 
Betriebe haben, aber dennoch durch Geheim-
haltung und besondere Disziplinierung sich 
aussondern. Während jeder Staatsbürger auf-
gefordert bleibt, an dem demokratischen 
Prozeß teilzunehmen und durch seine soziale 
Arbeit der Wohlfahrt des Gemeinwesens zu 
dienen, wird vom Soldaten darüber hinaus 
verlangt, das physische Gewaltpotential die-
ses Staates einsatzbereit zu halten — ohne 
zu wünschen, daß es jemals angewandt 
werde. Vom Soldaten wird gefordert, mit 
diesen Waffen zu kämpfen und sein Leben 
im Kampf, in der Aktion, zu wagen; zu wagen 
für diesen Staat, dessen Bürger er ist, wie 
alle anderen, die im modernen Krieg zwar auch 
vom Tode bedroht werden, aber doch in ande-
rer Weise als der Kämpfer, der nicht nur den 
eigenen Tod wagt, sondern auch den Tod des 
Feindes im Auftrag seines Staates in seiner 
Waffe mitführt. Diesen Auftrag erhält er im 
Frieden, um für den Krieg gerüstet zu sein. Im 
Krieg aber soll er seinen Mann stehen, obwohl 
er den Krieg als solchen aus Sorge für seinen 
Staat verabscheuen und fürchten muß.

Diese paradoxe Aufgabe soll er geistig bewäl-
tigen, als Staatsbürger in Waffen. Er soll also 
wissen, wofür er diesen Einsatz im Frieden 
wagt; er soll wissen, warum womöglich sein 
Staat einmal den Kampf von ihm verlangen 
muß und welche mentalen und psysischen Be-
lastungen mit dem Kampf verbunden sind. 
Politische Bildung ist also für den Soldaten 
noch notwendiger als für den normalen Staats-
bürger! Er bedarf zur geistigen und seelischen 
Bewältigung seines Auftrages schon im Frie-
den besonders umfassende staatsbürgerliche 
Kenntnisse, vertiefte politische Einsichten und 
eine klare Gewissensentscheidung für die 
Grundwerte unserer staatlichen Ordnung; er 
bedarf der fraglosen Liebe zu seinem Volk, das 
sich ihm als Gesellschaft dieses Staates nicht 
nur als liebenswürdig zeigt.

Indes bleibt ein solcher Anspruch unerfüllt, 
wenn man ihn nur am Ideal messen wollte. 
Soviel reines Bewußtsein ist empirisch nicht im 
einzelnen Menschen zu finden; aber das Be-
wußtsein des Individuums in seiner Gebrochen- 
heit und Hellsicht zugleich speist das Bewußt-
sein des Gemeinwesens, das sich an den Nor-
men seiner Existenz orientiert; und dieses hy-
pothetische Bewußtsein gilt trotz aller empiri-
schen Trübung. Diese muß aber als relevant in 
Betracht gezogen werden, soll jenes nicht zur 
Ideologie im Sinne von falschem Bewußtsein 
degenerieren.

Die reale Situation des Soldaten in der Truppe

Es ist ein sehr hoher Anspruch, den das Ge-
meinwesen durch seinen Gesetzgeber an den 
Soldaten stellt. Er soll wissen, wofür er sich 
kampfbereit machen soll, gleichzeitig soll er 
aber wünschen, daß seine Waffen niemals 
zum Einsatz kommen mögen. Er erfüllt einen 
staatsbürgerlichen Dienst und soll ihn als sol-
chen bejahen. Er soll den Bestand unserer frei-
heitlich demokratischen Ordnung nach außen 
hin sichern helfen und sich als Staatsbürger 

dieser Ordnung innerlich verbunden fühlen. 
Seine Grundpflicht ist, „der
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 Bundesrepublik 
Deutschland treu zu dienen und das Recht und 
die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu 
verteidigen" ).

Das gelobt er feierlich als Wehrpflichtiger, das 
beschwört er als Längerdienender oder als Be-
rufssoldat. Gelöbnis und Eid setzen das Be-

7) Soldatengesetz § 7.



wußtsein von dem, was 
8

er gelobt und schwört, 
voraus ).

Im Strukturgesetz der soldatischen Einheit 
liegt daneben aber eine Tendenz, die Bindun-
gen ganz anderer Art schafft: die der Primär-
gruppe, des kleinen, überschaubaren mensch-
lichen Bereichs, der auch im Kriege oft eigent-
licher Antrieb zur Tapferkeit und Bewährung 
war und wiederum werden würde. Auch die 
Wehrpflichtigen, die sich zuerst womöglich mit 
innerem Protest der soldatischen Disziplin an-
bequemen, erfahren bald die bindende Wir-
kung der Kameradschaft, des engen Bezuges 
zu den nächsten Vorgesetzten und der Zuge-
hörigkeit zu einer bestimmten, sich gegen an-
dere abhebenden Einheit.

Hier erkennen sie bald „ein Wirkungsfeld, in 
dem sie sich einsetzen und auch bewähren wol-
len" 9). Junge Soldaten sollen immer wieder 
äußern, daß sie hier in ihrer Einheit und en-
geren Gruppe ihren Auftrag erfahren. Sie sind 
bereit, sich für den Freund, den Kameraden 
und den fürsorglichen Vorgesetzten einzuset-
zen. „Von hier aus erwächst auch heute — 
ohne Aufhebens und für den Außenstehenden 
oft unmerklich — der gesunde Stolz, einer Ein-
heit oder einem bestimmten Verband anzuge-
hören."

Dieser Gruppengeist, der sich auf durchaus 
erforschte Weis 10e ) in allen geschlossenen 
Gruppen entwickelt, bildet allerdings die für 
militärisches Handeln unabdingliche Kamerad-
schaft und ein Zusammengehörigkeitsgefühl, 
das gewisse elementare soziale Tugenden 
weckt. Was schon für die Wehrpflichtigen in 
ihrer Einheit gilt, gilt und galt im stärkeren 
Maße für die Berufssoldaten, besonders für das

8) Karl Bauer, Einige Bemerkungen über den 
„Staatsbürger in Uniform", Beihefte zur Zeitschrift 
„Die Reserve", Bonn 1964.
9) William Grimm, Die Einstellung des jungen 
Soldaten zu Staat und Wehrdienst — Probleme der 
staatsbürgerlichen Erziehung und Bildung in und 
außerhalb der Armee, in: Wehrkunde 8/1966, S. 412.
10) Z. B.: Morris Janowitz und Roger W. Little, 
Militär und Gesellschaft, Boppard am Rhein 1965, 
S. 109 ff.

Offizierskorps eh und je. Solcher Gemein-
schaftsgeist und solche Kameradschaft können 
durchaus im pädagogischen Sinne fruchtbar ge-
macht werden und solche sozialen Tugenden, 
wenn auch nur partielle, mit einbringen in die 
größere Perspektive auf die durch das Gemein-
wesen vom Soldaten geforderte Haltung. Aber 
sie können auch der Selbstgenügsamkeit die-
nen und sich in der Züchtung eines Legionsgei-
stes oder eines exklusiven Standesbewußtseins 
inmitten einer offenen Gesellschaft verfestigen. 
Im Extrem wäre sogar ein Armeebewußtsein 
denkbar, das im Besitz ungeheurer physischer 
Gewaltmittel sich berufen fühlen könnte, gegen 
die freiheitliche Ordnung oder wenigstens 
ohne sie, innerlich gelöst von ihr, zu existieren, 
oder im Augenblick einer politischen Krise die 
Staatsgewalt zu übernehmen; mit dem guten 
Gewissen, den eigentlichen Staat jenseits aller 
möglichen Ordnungen zu repräsentieren. Denn 
Macht steht immer in der Versuchung; mili-
tärische Macht neigt in ungefestigten politi-
schen Systemen dazu, sich zu verselbständi-
gen.

Solchen Entwicklungen vorzubeugen oder 
ihnen gar nicht erst irgendwelchen Nährboden 
zu bieten, ist die Bundeswehr als erste deut-
sche Wehrpflichtarmee in einem demokrati-
schen Staat nach einem geistigen Gesetz ange-
treten, das sie an die freiheitliche Grundord-
nung unabdinglich bindet. Sie wird ihrer Ente- 
lechie auch nur gerecht, wenn es in ihrer Ent-
wicklung dabei bleibt.

Diese Bindung an die Grundordnung der Bun-
desrepublik Deutschland impliziert die Wirk-
samkeit fundamentaler freiheitlicher Werte im 
Gefüge dieser Armee. Es sind vor allem die 
rechtliche Stellung des Soldaten als Staatsbür-
ger und die Forderung des Gemeinwesens an 
den Soldaten, sich als Staatsbürger selbst zu 
verstehen. Und das bedeutet Teilhabe und Teil-
nahme am demokratischen Prozeß, wofür poli-
tische Bildung auch in der Truppe das Rüst-
zeug gibt. Ist sie doch gerade für den Soldaten, 
besonders auf abgelegenen Übungsplätzen und 
Garnisonen, die nährende Nabelschnur, die ihn 
mit der demokratischen Gesellschaft verbindet.



Die Erfahrung zeigt nun, daß das Bewußt-
sein vom Wesen dieser politischen Ordnung in 
der breiten Schicht der Soldaten schwach ent-
wickelt ist und daß Kenntnisse über Fakten 
dieser Ordnung im großen und ganzen dürf-
tig sind. Die tatsächlichen Freiheiten in ihrem 
bürgerlichen Lebensbereich nehmen viele als 
selbstverständliche Rechte in Anspruch. Durch 
Einschränkung dieser persönlichen Freiheiten 

im militärischen Dienst wird ihnen vielleicht 
zum erstenmal der Wert jener selbstverständ-
lichen Freiheiten bewußt. Daß ihr Wehrdienst 
aber eben ein Dienst ist, der auch diese ihre 
persönlichen Freiheiten sichern soll, können 
sie solange nicht einsehen, als ihnen der Sinn 
für die Bedeutung, für den Wert und die Reali-
tät dieses politischen Gemeinwesens nicht auf-
gegangen ist.

Ratlosigkeit und Tadel

Es bleibt ein offenes Problem, mit welchem In-
telligenzgrad, mit welchem Maß an Gemüts-
tiefe, mit welchem Grad an Kenntnissen und 
Erkenntnissen, mit welchen Maß an Einsichten 
und überindividuellen Bindungen von einem 
Menschen zu erwarten ist, daß er sich diese 
Ordnungswerte unseres Staates so zu eigen 
macht, daß er bereit ist, dafür mit der Waffe 
einzutreten. Das ist ohne den Ernstfall nicht 
nachzuprüfen. Die Forderung des Gemeinwe-
sens an diesen Willen, an diese Bereitschaft 
ist aber politische Realität, der der einzelne 
nach Kräften nachzukommen hat, wie er auch 
anderen staatsbürgerlichen Pflichten nachzu-
kommen hat. Allerdings bleibt diese Forde-
rung an den Soldaten abstrakt, und das heißt 
hier: unverstanden, wenn nicht intentionale 
und besonders funktionale Erziehung diese 
Abstraktion mit Leben füllt. Daß dies wirklich 
geschehe, ist die Sorge aller politisch Verant-
wortlichen und aller, die in militärischer Füh-
rungsverantwortung stehen; es muß auch die 
Sorge des ganzen Volkes als demokratischem 
Sozialkörper sein. Sie kann und darf sich aber 
in einer freiheitlichen Ordnung nicht der Mit-
tel der Indoktrination und geistigen Manipu-
lation bedienen. In dieser Schwierigkeit der 
Ziel-Mittel-Relation liegt eine wesensmäßige 
Strukturschwäche dieser Ordnung, deren Pa-
radoxie so schwer zu begreifen ist. Sie kann 
nicht durch schlüssige Methoden beseitigt wer-

den; sie bleibt riskant und stets in dynami-
scher Entwicklung und Veränderung. Deshalb 
genügt das intellektuelle Erfassen und Beja-
hen der Normen nicht einmal, weil die poli-
tische Systemwirklichkeit zwar daran gemes-
sen werden muß, ihre Entwicklung aber auch 
wiederum diese Normen interpretiert, und weil 
sie auch bereit sein muß, die Gültigkeit der 
Normen in Frage zu stellen, wenn sie die 
Wirklichkeit nicht mehr zu binden vermögen. 
Das alles enthebt nicht der Notwendigkeit, 
durch den militärischen Alltag in dem Soldaten 
Gefühl für Einsicht in den Sinn seines Dienstes 
zu entwickeln und ihn zum bewußten, selbst-
verantwortlichen und einsatzwilligen Kämpfer 
zu erziehen.

Nun kann man folgenden Einwand hören: Wie 
soll die Bundeswehr aus einem Staatsbürger 
einen einsatzwilligen, tüchtigen Soldaten ma-
chen, wenn die Gesellschaft diesen Staatsbür-
ger gar nicht liefert? Denn die Masse der Re-
kruten ist in politischer Hinsicht ahnungslos 
und unwissend. Oder auch: In 18 Monaten 
Wehrdienst hat man alle Hände voll zu tun, 
um den Rekruten zu einem brauchbaren Solda-
ten zu erziehen. Ihn gleichzeitig zum Staats-
bürger heranzubilden, übersteigt die Möglich-
keiten der Armee. Das zu tun, wäre vorher die 
Aufgabe der Gesellschaft, und die hat es nicht 
oder in ungenügendem Maße getan.



Die Dialektik von Idee und Erscheinung

In der Tat hat die Armee die primäre Aufgabe, 
den Wehrpflichtigen zum tüchtigen Soldaten 
zu erziehen und den Berufssoldaten und Län-
gerdienenden zu Führungsaufgaben militäri-
scher Art zu befähigen. Aber in einer Armee 
wie der Bundeswehr, die Exekutivorgan eines 
demokratischen Staates ist, kann das nicht 
ohne geistige Grundlagen und nicht ohne Zu-
sammenhang mit der offenen Gesellschaft ge-
schehen.

Die Armee ist auch nicht die „Schule der Na-
tion", die berufen wäre, aus Menschen im Roh-
zustand würdige Staatsbürger zu machen; 
aber sie muß die staatsbürgerliche Realität 
des Soldaten in Rechnung stellen und nach 
Maßgabe ihrer Kräfte fördern und pflegen. 
Trotz aller subjektiven Enttäuschung oder Ent-
rüstung über geringe staatsbürgerliche Kennt-
nisse oder über mangelndes politisches Be-
wußtsein beim jungen Soldaten ist dieser ob-
jektiv ja schon Staatsbürger durch Gesetz und 
Recht. Die Armee kann aus ihm nicht erst 
einen Staatsbürger machen, weil er schon 
einer ist. Sie ist aber dem Gemeinwesen ge-
genüber verpflichtet, für die Dauer des Wehr-
dienstes eben im militärischen Gesamtpro-
gramm auch für die politische Bildung und Er-
ziehung des Soldaten zu sorgen, und das im 
besonderen Zusammenhang mit der staatsbür-
gerlichen Bedeutung seines Dienstes.

Es wäre ein grundlegender Irrtum, auf die Lie-
ferung frei Haus des mündigen Staatsbürgers 
zu warten. Weder die Bundeswehr noch ir-
gendwer anders wird ihn zu seiner Verfügung 
haben, und doch wird er bei verantwortungs-
bewußtem Hinsehen zu entdecken sein; zwar 
in prismatischer Entfaltung. Es wäre zu billig, 
von der schulischen und gesellschaftlichen und 
beruflichen Vorbereitung mehr zu erwarten, 
als sie unter den gegenwärtigen Umständen lei-

sten kann. Sie mag unzulänglich sein, nichtig 
ist sie nicht; trotz großangelegter und auch gül-
tiger Kritik11 ). Der Staatsbürger in Uniform 
existiert, weil es das Gesetz so will; und er 
existiert deshalb nicht minder, wenn man vom 
staatsbürgerlichen Wissen vieler seiner Ange-
hörigen enttäuscht ist. Es heißt die Norm ver-
ächtlich machen, wenn man über die Unzuläng-
lichkeit der Erscheinung lästert. Die Erschei-
nung soll man kritisieren, damit der Zugang 
zum Leitbild frei wird.

11) Z. B.: Max-Traeger-Stiftung — Forschungsbe-
richte. Zur Wirksamkeit politischer Bildung, Teil I. 
Eine soziologische Analyse des Sozialkundeunter-
richts an Volks-, Mittel- und Berufsschulen, Institut 
für Sozialforschung an der Johann-Wolfgang-

Staatsbürgerliche Bildung und Erziehung ist 
ein Aspekt der Gesamterziehung des Men-
schen und beginnt in der Familie und findet 
funktional oder intentional in der ganzen Ge-
sellschaft statt. Es gibt da keine Monopole; 
nicht einmal den Primat der Schule.

Der mündige Staatsbürger ist eine Hypothese, 
die von dem Wertgefüge unseres Grundge-
setzes abstrahiert ist. Ihn zu bilden, ist eine 
ständige und vielfältig abgestufte Aufgabe. Er 
ist vor allem notwendiges Leitbild, an dem die 
reale Existenz des Staatsbürgers sich vielfäl-
tig bricht.

Berufssoldaten, Längerdienende und Wehr-
pflichtige sind in jedem Falle freie Staatsbür-
ger, der Forderung und dem rechtlichen Status 
nach; gleichviel, ob und in welchem Maße sie 
dem Leitbild des mündigen Staatsbürgers ent-
sprechen.

Daraus entspringt aber die Forderung, dieses 
Maß zu größter Wirkung zu steigern, das heißt 
in jedem Falle zumindest, es angemessen wer-
den zu lassen. Das kann nur in einem langen 
Prozeß geschehen, der im Hinblick auf das 
Ziel sich nicht von mageren Ergebnissen ent-
mutigen lassen darf.

Wenn allen militärischen Vorgesetzten die 
Aufgabe gestellt ist, freie Staatsbürger zu

Goethe-Universität, Frankfurt am Main 1966; Seba-
stian Herkommer, Welchen Erfolg hatte die politi-
sche Bildung bisher? Zur Wirksamkeit des Sozial-
kundeunterrichts an allgemeinen und Berufsschulen, 
in: Gesellschaft, Staat, Erziehung, 12. Jg. 4/1967.



tüchtigen Soldaten zu erziehen, so geschieht 
das auf vielen Ebenen in verschiedenen gei-
stigen Höhenlagen — funktional und intentio-
nal zugleich.

Was die Ordnungsprinzipien des freiheit-
lichen Rechtsstaates sind und welchen Werten 
sie sich verpflichten, kann man in unendlicher 
Abstufung aufzuzeigen; sehr elementar und 
sehr differenziert. Sie werden aber erziehe-
risch nur fruchtbar durch den tatsächlichen Le-
bensvollzug in der sozialen und politischen 
Wirklichkeit, und dazu gehört für den Solda-
ten vor allen seine Truppe.

Was Menschenwürde, Recht und Freiheit ist, 
kann man als einfacher Mensch gelegentlich 
atmosphärisch erfahren, als Gebildeter auch 
intellektuell. Dieser Erfahrungsraum muß von 
den Verantwortlichen taktvoll geschaffen oder 
gesichert werden. Die funktionale Erziehung 
im Truppenalltag, im menschlichen Miteinan-
der und in der Unterordnung, im Gebrauch der 
Vorgesetztenmacht, im technischen Koopera-
tionsbereich und im Gruppenleben ist hier von 
entscheidender Bedeutung. Die Reflexion dar-
über muß dazukommen. Sie wird nicht alle 
Soldaten erreichen und dennoch Folgen auch 
für sie alle haben.

Ein bildungstheoretischer Ansatz

Heinrich Weinstock meinte vor Gründung der 
Bundeswehr, die Entscheidung darüber, ob in 
Zukunft so etwas wie Freiheit und Bildung in 
unserer politischen Ordnung möglich sei, falle 
in den Betrieben und Büros, also an den 
Stätten der Arbeit in der industriellen Lei-
stungsgesellschaft. Er würde heute ergänzen: 
und auch in der Bundeswehr; denn sie gehört 
als Wehrpflichtarmee in einem demokratischen 
Staat mit zu dieser modernen Leistungsgesell-
schaft. Die bildungstheoretische Erkenntnis 
für den Soldaten folgert daraus: Der Wehr-
dienst wird für alle Beteiligten, auch für den 
Wehrpflichtigen, zum Beruf. Er muß sich für 
die Frist des Dienstes aus seinem bisherigen 
bürgerlichen Beruf innerlich lösen und sich 
dem neuen zeitweiligen Beruf öffnen. Dieses 
Vermögen zur Umstellung und Einstellung 
auf einen neuen Pflichtenkreis ist eine höchst-
moderne Tugend, die mehr und mehr in der 
modernen Industriegesellschaft mit den Fol-
ge der zunehmenden Automation geboten ist. 
Die Gefahr einer solchen Mobilität liegt auf 
der Hand: leicht kann das Berufsethos alter 
Art umschlagen in die Beliebigkeit des 
Jobs. Aber der Job erfordert auf einmal 
wider Erwarten die gleiche ethische Ein-
stellung wie früher der Beruf. Man könnte 
sagen, das moderne Berufsleben fordert mehr 
Tugenden als Sachbezogenheit. Oder: Die 
Sachbezogenheit des Berufes wird in der mo-
dernen Arbeitswelt zum variablen Substrat 

für ein stabiles System von Tugenden, das 
unerläßlich ist.

Trotz manch anderer Bildungstradition in 
Deutschland ist es heute allgemeine Überzeu-
gung, daß zur modernen Menschenbildung die 
Berufsbildung und die politische und soziale 
Bildung dazugehören. Daß wir heute nicht nur 
den funktionierenden Soldaten gebrauchen 
können, der durch Drill eben Funktionsteil ge-
worden ist, sondern den mitdenkenden, ist nun 
schon eine Binsenwahrheit. Daß Mitdenken 
Bildung voraussetzt, ist ebenso klar; auch daß 
dieses Mitdenken sich nicht nur auf die jewei-
lige technische Bewältigung einer Aufgabe, 
eines Auftrages beziehen darf, sondern auf 
die Ganzheit des Lebensvollzuges, ist eine 
ethisch-pädagogische Forderung, die aus un-
serm Verständnis von der Würde des Men-
schen folgert. Ausbildung des Soldaten ist also 
ein Sonderfall von Berufsausbildung, und Be-
rufsausbildung wird erhöht durch berufliche 
Bildung, die den Gesamtzusammenhang des 
Berufes im Auge hat. Dieser hat seinen Stel-
lenwert im sozialen und politischen Bereich. 
Deshalb ist wie für jeden anderen Bürger 
politische und soziale Bildung auch für den 
modernen Soldaten unabdinglich. Sie ist also 
nicht primär Standesbildung, sondern bürger-
liche im allgemeinen Sinn. Sie wird aber ak-
zentuiert durch das Besondere der soldatischen 
Existenz.



Ansatz der intentionalen Erziehung zum staatsbürgerlichen Bewußtsein

Die Grundpflicht des Soldaten der Bundes-
wehr ist, „der Bundesrepublik Deutschland 
treu zu dienen und das Recht und die Freiheit 
des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen". 
Daß er dafür einen Eid oder ein feierliches Ge-
löbnis ablegen muß, macht offenbar, daß die 
Erfüllung dieser Grundpflicht an seine sittliche 
Person gebunden ist. Diese sittliche Person ist 
nicht nur rational zu erfassen, sie wurzelt in 
existentiellen Grundbindungen, die sich allen-
falls durch eine funktionale ganzheitliche Er-
ziehung modifizieren lassen, aber im wesent-
lichen an sein Menschentum gebunden sind.

Im ganzen ist an der Erfüllung der Grund-
pflicht des Soldaten der Bundeswehr die Be-
teiligung des Gemütes angesprochen, aller-
dings nicht das vom Verstände unkontrollierte 
Gefühl; denn er muß folgende Tatbestände 
über unsern Staat in sich aufnehmen:

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Staats-
wesen, das in einer bestimmten geschichtlichen 
Situation nach der Überwindung der totalitä-
ren Herrschaft des Nationalsozialismus durch 
die Machtentscheidung der Westalliierten er-
möglicht, durch die harte Vernunft, die Ge-
dankenarbeit und innere Anteilnahme der Vä-
ter des Grundgesetzes konzipiert wurde, das 
durch reale politische Institutionen Gestalt an-
genommen hat, durch die zustimmende Arbeit 
seiner Bürger bestätigt worden ist und als 
Staat im Konzert der Nationen handelt.

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Staats-
wesen, das als Provisorium gedacht war, weil 
es nur einem Teil des deutschen Volkes staat-
liche Gestalt geben konnte. Sie ist durch die 
Weltlage und die Machtkonstellation des Ost- 
West-Konfliktes genötigt worden, sich immer 
mehr als dauerhaft zu betrachten und sich zu 
festigen, was nicht dem Ziel der Wiederverei-
nigung des deutschen Volkes in einem freiheit-
lichen Staate widerspricht, aber doch besondere 
Probleme für das Selbstverständnis und das 
politische Handeln dieses realen Staates auf-
wirft, und besonders auch für die Gemütsver-
fassung seiner Bürger.

Die Bundesrepublik Deutschland ist das 
Staatswesen, in dem ein Teil des deutschen 
Volkes gemäß seiner Selbstbestimmung lebt. 
Diese vollzieht sich in Formen einer rechts-
staatlichen freiheitlichen Demokratie unter 
den Werten von Recht und Freiheit, die Aus-
fluß der unantastbaren Würde des einzelnen 
Menschen sind. Nur sie sichert die Verwirk-
lichung dieser Selbstbestimmung im Gegen-
satz zum totalitären System im anderen Teil 
Deutschlands.

Die Bundesrepublik Deutschland beherbergt 
eine moderne Gesellschaft, deren Grundstruk-
turen von Pluralität und Hochindustrie be-
stimmt werden. Das hat Rückwirkungen auf 
die Schwerpunkte der Politik dieses Staates. 
Er steht primär in der Interdependenz der 
westlichen Welt und existiert an der De-
markationslinie der großen, gegensätzlichen 
Weltanschauungs- und Herrschaftssysteme.

Der Soldat in diesem Staatswesen kann geistig 
nur existieren und seiner Aufgabe gerecht 
werden, wenn er diese Tatbestände erkennt 
und sich mit ihnen bewußt auseinandersetzt. 
Er hat mehr und andere Probleme als die Sol-
daten anderer Armeen, deren nationales Be-
wußtsein und deren Tradition ungebrochen 
geblieben sind.

Entsprechende Vorschriften der Bundeswehr 
formulieren Forderungen und geben Hilfen für 
solches Verständnis. So heißt es zum Beispiel: 
„Der Soldat muß die freiheitlich demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
anerkennen und für ihre Erhaltung eintre-
ten" 12 ). Anerkennen setzt kennen voraus. Ein 
didaktisches Erfordernis ist also Unterricht, 
ist die Vermittlung eines Wissens von dieser

12) Vgl. Dokumente und Kommentare — Bei-
lage zur „Information für die Truppe"; Ulrich de 
Maiziere, Erziehung zum Staatsbürger in Uniform, 
Heft 3/1966; Karl Bauer, Staatsbürger in Uniform, 
Heft 3/1965; Wagemann, Erziehung zum Staats-
bürger, Heft 9/1964; Walter Loch, Staatsbürgerlicher 
Unterricht in der Bundeswehr, Heft 8/1964; Wolf-
gang Seiz, Staatsbürgerlicher Unterricht in der 
Bundeswehr — ein Experiment?, Bonn o. J., hrsg. 
v. Vorstand der SPD, Bonn.



Grundordnung. Für die Erhaltung einer Sache 
eintreten heißt: von ihrem Wert überzeugt 
sein. Es darf also nur ein überzeugter Demo-
krat in diesem Staate Soldat sein. Es genügt 
sicher nicht, nur den Kommunismus oder den 
Rechtsradikalismus im eigenen Lande abzu-
lehnen, sei es nur gefühlsmäßig oder auch 
reflektiert. Es genügt sicher auch nicht, sich 
zu Menschenwürde, Recht und Freiheit zu be-
kennen. Menschenwürde, Recht und Freiheit 

sind sehr abstrakte Begriffe, die man auch 
unverbindlich bejahen kann, wenn auch in 
gutem Glauben. Aber deren Verwirklichung 
durch den einzelnen wie durch die Gesamtheit 
ist die wichtigste politische Aufgabe im Tages-
kampf. Ohne den realen Kontakt jener Werte 
mit dem täglichen Leben in allen Verhältnissen 
der Abhängigkeit, eben auch der soldatischen, 
bleiben diese hohen und abstrakten Begriffe 
sehr leicht pure Phrase.

Innere Führung

Die Konzeption der Inneren F
13

ührung in der 
Bundeswehr )  trägt dieser Forderung Rech-
nung. Sie entstand in der geschichtlichen Si-
tuation nach dem Zweiten Weltkrieg beim 
Aufbau von Streitkräften in der Bundesrepu-
blik Deutschland und ist nur zu verstehen aus 
der Besinnung auf das neue Verhältnis von 
Staat, Gesellschaft und Armee. An das Jahr 
1945 konnte daher nicht mehr angeknüpft wer-
den, denn die Bundeswehr wurde zur Vertei-
digung unserer freiheitlich-rechtsstaatlichen 
Grundordnung und zur Verhinderung des 
Krieges geschaffen.

Das impliziert die Zustimmung der Soldaten 
zu dieser Ordnung; ihr rechtlicher Ausdruck 
ist das Leitbild vom Staatsbürger in Uniform, 
das ihn an das Recht bindet. Die Armee steht 
als Großgruppe besonderer Art inmitten der 
vielgestaltigen offenen Gesellschaft. Konse-
quenzen gibt es für das Bewußtsein der Armee 
im Rückblick auf die jüngste Geschichte des 
deutschen Volkes und im Anblick der Sowje-
tisierung Ostmitteleuropas und des anderen 
Teils Deutschlands. Die Bindung an Staaten 
des westliche Bündnisses beruht auf weltpoli-
tischen Machtkonstellationen unter Berufung 
auf die Grundvorstellungen von der Freiheit

13) Vgl. Dokumente und Kommentare — Beilage 
zur „Information für die Truppe“, Grundfragen der 
Inneren Führung, Heft 7/8, 1963; Innere Führung 
gestern und heute, Heft 3/1964; Wolf Graf von 
Baudissin, Innnere Führung, Heft 4/1965; Franz 
Pöschl, Manneszucht — ein Ziel der Inneren Füh-
rung, Heft 4/1966.

der Person und der Herrschaft des Rechts .als 
dem gemeinsamen politischen und zivilisato-
rischen Erbe.

Neue politische, gesellschaftliche und psycho-
logische Gegebenheiten, die industrielle und 
technische Entwicklung und die Existenz von 
Massenvernichtungsmitteln machen eine neu-
artige militärische Führungslehre notwendig, 
die das überlieferte System von Befehl und 
Gehorsam zwar nicht auflöst, aber doch quali-
tativ modifiziert. Die Notwendigkeit der ho-
rizontalen und vertikalen Kooperation der 
militärischen Leistungsgruppe, die von der 
Technik geforderte Selbständigkeit des ein-
zelnen Soldaten und sein notwendiges Be-
wußtsein vom Recht sind einige Momente die-
ser neuen Lage. Sie korrespondieren mit ethi-
schen und politischen Grundwerten unserer 
Ordnung. Sie fordern auch von innen her po-
litische Bildung im Sinne von Begreifen der 
politischen und sozialen Strukturen unseres 
Gemeinwesens, von kritischer Besinnung auf 
unsere Geschichte und vom Ergreifen politi-
scher Wertvorstellungen.

Es liegt im Wesen der Konzeption der Inne-
ren Führung, daß sie nicht statisch an den Au-
genblick des Aufbaus der Bundeswehr gebun-
den bleiben kann, sondern sich dynamisch ent-
faltet und mit den Veränderungen und Entwick-
lungen des Gemeinwesens und der weiteren 
Umwelt Schritt hält. Sie impliziert deshalb im-
mer auch politische Bildung im dynamischen, 
progressiven Sinne. Auch andere Armeen, die 



in bruchloser Kontinuität existieren, haben in 
sich Elemente entwickelt und stellen sie stetig 
heraus, die diesen neuen Gegebenheiten in der 
militärischen Führung Rechnung tragen, aller-
dings unter jeweilig anderer Akzentuie-
rung 14 ). Von der Lebendigkeit der Prinzipien 

der Inneren Führung in unserer Armee wird 
auch die Wirksamkeit politischer Bildung und 
Erziehung abhängen; vor allem im funktiona-
len Bereich des Truppenalltags, der ja un-
reflektiert gelebte freiheitlich-rechtliche Ord-
nung darstellt oder nicht.

Politische Bildung im Gebiet der Geistigen Rüstung

in der Bundeswehr ist im Rahmen der Grund-
sätze der Inneren Führung der Begriff Geistige 
Rüstung herausdestilliert worden. Sie fragt 
nach dem, was wir verteidigen, was uns be-
droht und was im modernen Krieg an geisti-
gen und seelischen Belastungen auf den Sol-
daten zukommt. Von diesen Grundfragen aus 
werden Lehrgebiete entwickelt, die sich mit 
der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung, den Werten, die ihr zugrunde liegen, 
und mit dem Wesen der Demokratie befassen. 
Darüber hinaus steht die Lehre von den Kräf-
ten, die diese Ordnung bedrohen, auf dem 
Plan und die Betrachtung der Lebenswirklich-
keit unter totalitären Herrschaftssystemen. Der 
dritte Komplex faßt die Methoden und Mittel 
totalitärer Bedrohung und die mentalen und 
psychologischen Belastungen im Kampf ins 
Auge.

Die beiden ersten Gebiete gehören mit in den 
umfassenderen Bereich der politischen Bildung, 
der dritte ist zum Teil praktische militärische 
Führungslehre. Der Lehrplan ist thematisch 
entfaltet. Darin werden ethische, ideologische, 
politische und politologiscbe, geographische, 
geschichtliche, rechtliche, ökonomische, sozio-
logische und traditionale Gesichtspunkte für 
die beiden ersten Hauptgebiete geltend ge-
macht. Die angesetzte Stundenzahl für den 
Unterricht ist verpflichtend. Im ganzen liegt 
der Schwerpunkt hierbei auf dem staatsbür-
gerlichen Aspekt der politischen Bildung, und 
zwar im normativen und im institutionellen 
Sinne (wie auch der Terminus politische Bil-

14) Z. B. die neue Disziplinarordnung der französi 
sehen Armee, „Reglement 66".

düng nicht vorkommt, sondern immer staats-
bürgerliche Bildung).

Das ist vom Ansatz her verständlich, da die 
Armee als mächtiger Teil der exekutiven Ge-
walt des Staates in seiner Gestalt als demo-
kratischer Herrschaft besonders nahesteht. 
Darüber hinaus erhält die Auseinandersetzung 
mit dem Sowjetkommunismus als potentieller 
Bedrohung unserer Ordnung ein großes Ge-
wicht; ein größeres sicherlich als die rück-
blickende, nun schon historische, mit dem Na-
tionalsozialismus und als die Analyse mög-
licher künftiger rechtsradikaler Bedrohung.

Nicht alles an der in den Vorschriften aufge-
führten Thematik läßt sich im engeren Sinne 
unter die Fragen „Was verteidigen wir?" und 
„Was bedroht uns?" subsumieren. Insofern 
führt der Katalog darüber hinaus auf die brei-
tere Basis der politischen Bildung in ihrem Mehr 
an Selbstverständnis gegenüber ihrer staats-
bürgerlichen Komponente.

Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, daß 
zahlreiche Organisationen und Einrichtungen 
im öffentlichen Bereich zur politischen Bildung 
beitragen. Damit wird der Soldat zur nutzen-
den Teilhabe an deren Materialien und Akti-
vitäten aufgefordert. Der staatsbürgerliche Un-
terricht ist Bestandteil des militärischen Dien-
stes und versteht sich ausdrücklich als Ergän-
zung und Vertiefung zu dem, was sonst Staat 
und Gesellschaft für die politische Bewußt-
seinsbildung tun. Der Unterricht selbst wird 
im Begriff der Truppeninformation zusammen-
gefaßt, die die Formen der lehrplanmäßigen 
Unterweisung als „allgemeine Information" 
entfaltet, ferner als „aktuelle Information", die 



vom Lehrplan unabhängig sich aktuellen poli-
tischen Problemen zuwendet, und als „Kurzin-
formation", die anläßlich wichtiger Ereignisse 
eine Ad-hoc-Klärung der Zusammenhänge 
und Wertungen nötig erscheinen läßt.

Für alle diese Formen gibt es publizistische 
Hilfsmittel — für die Truppe gemachte oder 

aus dem öffentlichen Bereich zur Verfügung 
gestellte. Die Dienstanweisungen für den Ver-
antwortlichen sind nach militärischem Brauch 
genau und detailliert und heben seine Freiheit 
und Verantwortlichkeit hervor. Die empfohle-
nen Methoden korrespondieren mit denen der 
allgemeinen Erwachsenenbildung.

Geistige Konzeption und praktische Verwirklichung

Wie auch in anderen Bildungsbereichen, im 
Schulwesen, in der akademischen und Erwach-
senenwelt, erscheinen die notwendigen Pla-
nungen in sich stimmiger als deren Umset-
zung in die pädagogische Praxis. Die Probleme 
der politischen Bildung in der Armee sind viel-
fältiger Art.

Die oben aufgewiesenen Pläne sind für die 
unteren militärischen Einheiten gedacht, in 
denen Wehrpflichtige, Längerdienende und 
Berufssoldaten zusammen je eine Kampfeinheit 
als Kompanie bilden. Sie werden in der Regel 
von jungen Offizieren geführt, die in dem Le-
bensalter stehen, das ihre Altersgenossen noch 
im Studium oder in der postakademischen Be-
rufsvorbereitung findet oder am Beginn ihrer 
Laufbahn. Diese jungen Offiziere erwerben ihre 
berufsspezifischen Qualifikationen im Wechsel 
von Ausbildungslehrgängen und Truppenpra-
xis. Dabei sind sie gehalten, sich allgemeine 
Bildungsgehalte in ständiger Selbstbemühung 
und in dienstlichen Veranstaltungen anzueig-
nen und ihren geistigen Horizont zu erweitern. 
In ihrem Ausbildungsgang sind auch dafür 
kontinuierlichere Fristen vorgesehen, aller-
dings wird erst die Zukunft dafür ges
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icherte 
Perioden und Institutionen in der Bundeswehr 
bereithalten ).

Der militärische Einheitsführer ist aber auch 
der verantwortliche Erzieher und Lehrer sei-

15) Vgl. Ulrich de Maiziere, Die Bildung des Offi-
ziers, in: Dokumente und Kommentare, Beilage zu 
Heft 12/1967 „Information für die Truppe".

ner Soldaten. Aus guten Gründen, denn die 
Einheit ist nicht nur Ausbildungsort, sondern 
als Kampfeinheit in der Verteidigungsbereit-
schaft auch Lebenseinheit, die nicht eine Auf-
teilung der Führungsverantwortlichkeit ver-
trägt. Die Hauptlast der politischen Bildung 
in der Truppe ist also diesem jungen Einheits-
führer aufgebürdet, der über seine berufsspe-
zifisch-technischen Aufgaben auch politische 
Bildungsaufgaben in ganzer Breite bewältigen 
soll. Diese Tatsache führt den Blick auf das 
Problem der Offiziersbildung überhaupt. Der 
Wehrpflichtige kehrt nach 18 Monaten in 
die offene Gesellschaft zurück. Seine Erleb-
nisse während der Dienstzeit wirken im Sinne 
der Integration von Armee und Gesellschaft 
oder auch nicht; seine Erfahrungen wirken sich 
zugunsten oder zuungunsten der Armee in 
dem Urteil der Gesellschaft aus.

Dagegen lebt der Berufssoldat in der natur-
gemäß geschlosseneren Sphäre der Armee, die 
sich ja nicht nur im Dienst, sondern bis in die 
Wohngegenden seiner Familie manifestiert. 
In dieser möglichen Isolierung oder Gettoisie-
rung müssen besondere Anstrengungen ge-
macht werden, damit er die offene Gesellschaft 
miterleben kann. Dazu bedarf es seiner eigenen 
Mühe ebenso wie der Sorge der höheren Füh-
rung. Die politische Bildung der Offiziere darf 
also nicht vom Strom des öffentlichen Lebens 
in Gesellschaft und Staat abgeschnitten wer-
den. Sie muß auf der Höhe derer sein, die im 
freien Raum in ständiger intellektueller und 
politischer Auseinandersetzung beobachtend 
oder mithandelnd zum politischen Selbstver-



ständnis des ganzen Gemeinwesens beitragen. 
Die Gesellschaft muß an die Mentalität des 
Offiziers in der Bundeswehr also bestimmte 
Forderungen richten, die nicht immer seinem 

traditionellen Berufsbild entsprechen, sondern 
darüber hinaus an seine Bildung und an seine 
politische Reife höhere Ansprüche stellen, als 
das frühere Epochen taten.

Nach § 8 des Soldatengesetzes muß der Sol-
dat die freiheitliche demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes anerkennen 
und für ihre Erhaltung eintreten. Das bedeutet, 
daß das politische Verständnis des Offiziers 
heute sich keinesfalls auf Gedanken H. v. 
Seeckts berufen kann, die sich so darstellten: 
„In dem Sinne, in dem ich es verstehe, soll 
das Heer politisch sein in dem Erfassen des 
Staatsgedankens. Doch ganz gewiß nicht par-
teipolitisch. ,Hände weg vom Heer!' rufe ich 
allen Part
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eien zu. Das Heer dient dem Staat, 

nur dem Staat; denn es ist der Staat." )

Heute darf sich niemand mehr, der die freiheit-
liche demokratische Grundordnung nicht ein-
mal expressis verbis ablehnt, sondern ihr nur 
fremd gegenübersteht, oder sie nicht begrei-
fen will oder kann, ein Alibi damit verschaf-
fen, daß er darauf hinweist, eben doch dem 
Staat viel reiner, ohne Eigeninteresse, ohne 
Parteilichkeit zu dienen. Denn dieser Staat 
bedeutet keine metaphysische Wesenheit 
mehr, als die er seit Hegel traditionellerweise 
besonders in Deutschland verehrt wurde. Die-
ser Staat ist die pluralistische Gesellschaft des 
freien Teils des deutschen Volkes, die sich in 
ihm auf den Grundsätzen der individuellen 
und sozialen Freiheit und Gerechtigkeit ver-
faßt hat. Und er basiert auf dem Grundkon-
sens des politischen Willens, den die verfas-
sungsgerechten Parteien artikulieren und zur 
Herrschaft in den Staatsorganen bringen. Wer 
den Kampf der politischen Parteien um die 
Macht im Staate nicht bejaht und die Konkur-

16) H. v. Seeckt, Gedanken eines Soldaten, Berlin 
1929, S. 116.

Auffassungen von Staat und Politik

renz der gesellschaftlichen Gruppen und Inter-
essen zur Vorklärung des politischen Willens 
mit seinen gewiß nicht immer vornehm wir-
kenden Seiten als Makel des Systems be-
trachtet, verachtet diesen Staat und seine 
Grundordnung und hilft dazu, seine Gesund-
heit, Funktionsfähigkeit und Stärke zu beein-
trächtigen.

Die Bejahung dieses Parteienstaates aber setzt 
unabdinglich das Verstehen der Zusammen-
hänge voraus und nicht nur gemütsgebundene 
Zuneigung und Liebe zum eigenen Volk, die 
natürlich und selbstverständlich sind, wenn 
auch nicht immer ohne Not vor dem Horizont 
unserer Geschichte. Das bedeutet Anstrengung 
des Begriffs und genaues Hinschauen auf die 
Wirklichkeit, das bedeutet politische Bildung 
für den Soldaten.

Harmonie als Dauerzustand ist keine politi-
sche Kategorie. Konflikt und Kompromiß, Dis-
sensus und Konsensus sind dynamische Grö-
ßen und als solche politische Kategorien, in 
die man Einsicht gewinnen muß. Der moderne 
Staat ist nicht mehr — entgegen seinem ur-
sprünglichen Wortsinn — statisch, sondern hat 
prozeßhaften Charakter bekommen, das heißt, 
er ist nach vorne offen. Nur in diesem Ver-
ständnis sind in der modernen, pluralistischen, 
industriellen und interdependenten Gesell-
schaft individuelle Freiheit und Gerechtigkeit 
im Rahmen der Völkerwelt und des eigenen 
Volkes zu verwirklichen, zu mehren und zu 
verteidigen. Das ist der Sinn von Beja-
hung der freiheitlichen demokratischen Ord-
nung, die vom Soldaten, besonders vom mili-
tärischen Führer, gefordert wird.



Hemmungen und Nöte

Diese Idealforderung an den Bürger unseres 
Staates im allgemeinen und an den Soldaten 
im besonderen stößt auf natürliche mentale 
Hemmungen und persönliche Nöte. Immer und 
überall in der Welt neigen militärische Füh-
rerkorps zur Bewahrung von Tradition, wel-
cher Art sie auch sei, und stellen sich nicht 
ohne Schwierigkeiten der offenen Zukunft, 
es sei denn in Revolutionsarmeen; die Bundes-
wehr entstand nicht als solche.

Die Armee ist keine homogene Großgruppe 
in der pluralen Gesellschaft; sie ist deren Ab-
bild, das allerdings gewisse Züge und Prägun-
gen dieser Gesellschaft akzentuiert. Die Bundes-
wehr war eine radikale Neugründung auf den 
Trümmern einer überwundenen Ordnung. Sie 
war es im geistigen, politischen und organisa-
torischen Betracht. Das heißt, sie begann ohne 
Ansehen und Gültigkeit von Traditionen; ein 
Vorgang, der vielleicht nur noch mit der Ar-
meegründung des Staates Israel vergleichbar 
ist, jedoch mit dem Unterschied, daß sie Füh-
rungskräfte brauchte, die nicht ab ovo be-
gannen, sondern von der jüngsten Geschichte 
unseres Volkes geprägt waren. Sie stellten 
sich dar als staatsverbundene, aber unpoliti-
sche Reichswehrangehörige der Weimarer Re-
publik, als vom nationalsozialistischen Staat 
übernommene Berufssoldaten, die — wie an-
dere Bürger auch — die Folgen des persön-
lichen Eides auf Adolf Hitler nicht absahen 
und deshalb loyal ihrem Volke zu dienen 
glaubten und dienten; ferner als solche, die 
die Folgen bald oder spät erkannten und in 

den Widerstand gegen das System traten, of-
fen oder geheim, aktiv oder sympathisierend, 
verfolgt oder unbehelligt in ihrer Funktion 
geblieben; als solche auch, die unter dem Na-
tionalsozialismus herangewachsen waren, ihn 
bejaht hatten und erst während des Krieges 
oder danach sich Rechenschaft ablegen konn-
ten über das, was geschehen war; sie kamen zur 
Erkenntnis der inhumanen Werteverwirrung 
ihrer und des ganzen Volkes geistigen Umwelt. 
Politisch im realen Sinne des Begriffs konnten 
sie alle erst unter den neuen Bedingungen zu 
denken anfangen, sofern sie nicht schon vor-
her durch die Teilhabe an Widerstandskreisen 
dazu befähigt waren.

Die Motive, die ehemalige Soldaten zur Bun-
deswehr finden ließen, waren dementspre-
chend vielfältig und gemischt: Da finden sich 
der Wille, zur geistigen und institutioneilen 
Erneuerung und Festigung der demokratischen 
Ordnung beizutragen, der Sicherheit des freien 
Teils des deutschen Volkes zu dienen und ihm 
zu neuem Ansehen in der freien Welt zu ver-
helfen; da finden sich die reflektierte oder auch 
nur emotionale Abscheu vor dem totalitären 
Sowjetkommunismus und auch der Wunsch, 
ehrenhafte soldatische Traditionen mit in die 
neue Armee einzubringen, oder auch nur die 
Hoffnung, wieder in eine Lebens- oder Berufs-
ordnung zu gelangen, die auch in Absehung 
tieferer ethischer Begründung ihre Faszination 
als verantwortungsvollen, prägenden, bewah-
renden, gemeinschaftsstiftenden, männlichen 
Wirkungsbereich ausübte und auch Karrieren 
eröffnete.

Die Bundeswehr als geistiges Gefüge

Menschen mit solch breitem Band an Haltun-
gen, Strebungen, Einsichten und Gefühlen, an 
Herkunft und Selbstverständnis waren als 
Führer und Organisatoren der Bundeswehr be-
teiligt und sind es noch. Was an verbindlichen 
Normen für die neue Armee gelten sollte, 

wurde in Gesetzen, in Vorschriften und Ver-
lautbarungen niedergelegt. Wie sie umgesetzt, 
interpretiert und weiterentwickelt werden, 
macht das innere Leben dieser riesigen gefüg-
ten Gruppe unter verschieden gestimmter 
Anteilnahme des ganzen Gemeinwesens aus.



Da dieser Prozeß von Menschen getragen wird, 
die ihr persönliches Schicksal, ihre Traditio-
nen, ihre Umwelterfahrungen, ihre Vorurteile 
und Urteile mit einbringen, die also nicht im 
Zustand des Nullpunktes in dieser Armee des 
Nullpunktes zu dienen begonnen haben, ent-
faltet sich ein Gefüge von rationaler Reflexion 
und emotionaler Willenskundgabe zum Selbst-
verständnis dieser neuen Armee.

Das Ringen um die Deutung von Innerer 
Führung, von soldatischer und nationaler Tra-
dition, von Haltungen während der national-
sozialistischen Zeit und des Krieges, von Auf-
trag und Zukunft der Armee manifestiert sich 
im ständigen Gespräch der Truppe und in der 
öffentlichen Auseinandersetzung zugleich. Die 
Probleme und Forderungen der modernen Ge-
sellschaft dringen mit heran. Entscheidungen 
der Führung zur progressiven Entwicklung 
der Armee in die offene Gesellschaft hinein 
können krisenhafte Reaktionen verursachen. 
Die Frage der soldatischen und nationalen 
Tradition bewegt die Gemüter womöglich 
stärker als die Begierde, den demokratischen 
Meinungs- und Willensbildungsprozeß in die-
sem Gemeinwesen zu durchschauen. Die inten-
sivere Meditation über die höheren Normen 
fördert womöglich ein Unbehagen an der tri-
vialen politischen Wirklichkeit, weil diese 
durchaus weniger intensiv in ihrer Gesetzmä-
ßigkeit studiert wird.

Das alles hat Folgen für die politische Bildung 
in der Truppe, in der nun die praktische Ver-
antwortung dafür einer Generation von jun-
gen Offizieren anheim gegeben ist, die nicht 
mehr die innere Not der Kriegsgeneration un-
mittelbar teilt. Sie versteht mit bemerkens-
werter geistiger Offenheit zu fragen, zu formu-
lieren, zu argumentieren; sie will den Pro-
blemen, die die älteren bewegen, auf den 
Grund gehen. Sie verlangt Klarheit über ihre 
eigene Stellung in der Gesellschaft und entfaltet 
einen imponierenden Willen zur geistigen Bil-
dung. Sie nimmt große Lasten — auch außer-
dienstliche — dafür auf sich, wie die Teil-
nahme an dem Aufsatzwettbewerb „Winter-
arbeiten" 17 ) für Offiziere und Unteroffiziere 
beweist, wie der dringliche Ruf nach Verwirk-
lichung einer Wehrakademie, wie der Andrang 
zu einem berufsbegleitenden Fernstudium 
zeigt, wie die Lehrgänge und Seminare an der 
Schule für Innere Führung deutlich machen. 
Diese jüngeren Offiziere sind unbefangener 
und kritischer als die der Kriegsgeneration; 
sie sehen ihre eigene soldatische Existenz im 
Kontext mit ihren Altersgenossen in Studium 
und bürgerlichem Beruf. Sie bedürfen aber 
auch noch der Leitung durch die älteren und 
verlangen von ihnen den geistigen Freiheits-
raum zur klärenden Bewältigung ihrer Pro-
bleme, damit sie ihren Soldaten nicht nur mili-
tärische Führer, sondern auch politische Er-
zieher sein können.

Praktische Schwierigkeiten und Lösungsperspektiven

Für diese Aufgabe, der sie nicht ausweichen 
dürfen, wollen sie besser ausgerüstet sein als 
bisher. Sie sehen die methodischen Nachteile 
des militärischen Unterrichts, der hauptsächlich 
fachliche Instruktion ist und sein muß, für den 
Bereich der politischen Bildung. Sie erkennen, 
daß Instruktion auf geistigem Gebiet leicht zur 
Indoktrination führen kann, die niemand will. 
Dafür brauchen sie aber pädagogische Grund- 
kenntnisse modernster Art. Der Mangel an 
Kompanieoffizieren und Unteroffizieren, der 

auf der Truppe lastet, hindert selbst den flei-
ßigsten und tüchtigsten Einheitsführer an der 
an sich notwendigen Vorbereitung in gehöri-
gem Maße. Er muß sich deshalb weitgehend 
auf vorfabriziertes Unterrichtsmaterial verlas-

17) Vgl.: Leutnante und Unteroffiziere heute über 
Fragen der Vergangenheit und Gegenwart — Eine 
Auswahl der besten Arbeiten aus dem Freizeitwett-
bewerb für Leutnante und Unteroffiziere der Bun-
deswehr, Boppard am Rhein 1967 und 1968.



sen, das ohne Tiefgang bleibt, weil der wissen-
schaftliche Hintergrund von ihm selbst nicht 
erarbeitet werden kann. Er darf nicht ohne 
weiteres nach geistigen Ansprüchen seiner Sol-
daten abstufen, weil er seine Einheit so neh-
men muß, wie sie ist, mit schlichten Gemütern 
und gescheiten, kritischen Köpfen. Beiden soll 
er gerecht werden. Er ist selbst noch ein Ler-
nender und Suchender und kann sich aus Grün-
den der notwendig hierarchischen Führungs-
struktur nicht ohne weiteres dem Risiko hin-
geben, mit seinen Soldaten gemeinsam zu ler-
nen und zu suchen. Oder kann er es doch?

Hier liegt ein Kardinalpunkt der Inneren Füh-
rung und ein Problem des Selbstverständnis-
ses des militärischen Vorgesetzten.

Die Armee ist nur handlungsfähig im System 
von Befehl und Gehorsam; die unteren Ein-
heiten als solche sind es ebenfalls nur unter 
diesem Prinzip. Dennoch gilt im technischen 
Bereich schon unabdinglich das Zusammen-
spiel von Subordination und team work. Die 
Verknüpfung zweier grundsätzlicher sozialer 
Bezugssysteme muß um der Effektivität der 
technisierten Truppe willen gelingen, und sie 
gelingt auch auf Teilgebieten durch den Zwang 
der Sache und aus Einsicht.

In dem geistigen Bereich der politischen Bil-
dungsarbeit liegt dieser Sachzwang nicht au-
genscheinlich offen. Flier kann durchaus im 
Sinne autoritativer Werte- und Kenntnisver-
mittlung entschieden werden. Der Mißerfolg 
wird erst kundtun, daß politische Bildungsar-
beit im demokratischen Sinn nicht der freien 
Reflexion und Diskussion unter prinzipiell 
Gleichen entbehren kann. Die Rolle des Leh-
renden ist nicht mehr die des Inhabers der 
— wenn auch paternalistischen — Weisheit 
und der allein gültigen Deutung, sondern die 
des Inhabers besserer Kenntnisse, die er an-
dern zugute kommen läßt, damit alle zusam-
men nun unter gleichen Bedingungen zu einem 
Urteil gelangen können.

Das Spannungsverhältnis von funktionaler 
Amtsautorität, die im Sinne militärischer Or-
ganisation wirken soll, und von charismati-
scher Autorität, die den Einheitsführer als 
Exponenten seiner Soldaten handeln läßt, 
kann gerade in der politischen Bildung nicht 
nach Rezept gelöst werden. Vom jungen Offi-
zier wird dabei eine Rollenbewältigung ver-
langt, die eine große, nicht natürlich gegebene 
Verhaltensbreite voraussetzt. Diese mensch-
liche Komponente muß bedacht werden, wenn 
man nicht Illusionen verfallen will, was die 
Wirksamkeit der politischen Bildung in der 
Kompanie angeht. Sie wendet sich auch auf 
die didaktische und methodische Frage zu-
rück. Das pädagogische Rüstzeug 18 ) muß dem 
jungen Offizier an die Hand gegeben werden, 
wie man ihm heute den Stoff an die Hand 
gibt. Seine Ausbildung muß viel methodisches, 
und zwar modernes methodisches Training 
enthalten. Er braucht didaktische Modelle, die 
das Ganze politischer Bildung im Hintergrund 
haben. Er braucht Vorgesetzte, die ihn nicht 
an Stundentafeln und Stundenthemen binden, 
sondern ihm Mut zum pädagogischen Wagnis 
machen. Denn andernfalls ist tatsächlich, wenn 
auch ungewollt, ein Zug zur Indoktrination 
durch solchen Unterricht eine latente Ge-

18) Der Kommandierende General des II. Bayeri-
schen Armeekorps schrieb an den Bayerischen 
Kriegsminister am 15. Dezember 1894 im Hinblick 
auf die Erteilung vaterländischen Unterrichts fol-
gendes: „Tatsächlich entbehrt sowohl Offizier wie 
Unteroffizier jeder pädagogischen Vorbildung und 
bildet das lustige Kuriosum eines Fachmannes 
ohne Fachkenntnisse. Jeder Elementarlehrer bildet 
sich durch jahrelange praktische und theoretische 
Arbeiten auf pädagogischem und psychologischem 
Gebiet für seinen Beruf aus; in der Armee, wo die 
Behandlung erwachsener Menschen weit größeres 
Können erfordert, muß die ganze Erziehungskunst 
aus dem Ärmel geschüttelt werden." Zitiert nach 
R. Höhn, Die Armee als Erziehungsschule der 
Nation, Bad Harzburg 1963, S. 319.

Die Situation ist heute sicherlich nicht mehr die 
gleiche wie 1894, aber das Problem ist es noch. 



fahr19). Es erscheint nämlich so logisch, das 
System unserer pluralen Ordnung in irgend-
welche Ismen einmünden zu lassen. Der Ver-
suchung, es zu tun, gibt gerade ein Mensch, 
dessen Denkstruktur von Gradlinigkeit ge-
prägt ist und der an Schlüssigkeit und Effekti-
vität Freude hat, so leicht nach, und im allge-
meinen werden solche Menschen gern Offizier. 
Die Wertschätzung der Demokratie kann sich 
als Demokratismus manifestieren, wenn Norm 
und Realität nicht im Unterricht zusammenge-
schaut werden. Die Behandlung des Kommu-
nismus kann zum affektgeladenen, unkriti-
schen Antikommunismus gelangen, der nur 
schädlich für die ernsthafte Beurteilung der 
Lage ist. Zeitgeschichtliche Wertungen können 
zu Klischees erstarren, die nichts zur Klärung 
unseres nationalen Bewußtseins beitragen, es 

19) Wie beängstigend schmal der Grat zwischen den 
Begriffen „staatsbürgerliche Erziehungsarbeit und 
Indoktrination sein kann, zeigt eine Schrift des 
österreichischen Oberst Int. Dr. Josef C. Bystricky, 
Die staatsbürgerliche Erziehung im Bundesheer — 
ein Teil der geistigen Landesverteidigung, Salzburg 
1966, hrsg. v. Institut für Grundlagenforschung der 
Erwachsenenbildung im Ring österreichischer Bil-
dungswerke.

In schöner Unschuld zieht er unter anderen außer-
österreichischen Gewährsleuten auch Äußerungen 
des Sowjetmarschalls Koglow heran. Auf S. 10 
zitiert er: „Die ständige Verbesserung der militä-
risch-patriotischen Erziehung der Jugend ist unsere 
gesamtparteiliche Sache — je intensiver eine 
solche Erziehungsarbeit betrieben wird, desto stär-
ker wird unser Vaterland." Und er zieht auf S. 11 
daraus folgende Schlußfolgerung für Österreich: 
„Nicht nur die behauptete Notwendigkeit und 
Wichtigkeit unserer Erziehungsarbeit ist daran zu 
ersehen — wenn auch mit anderen Vorzeichen für 
Österreich —, sondern auch, daß wir uns unserer 
Bemühungen nicht schämen müssen. Vieles, was 
z. B. gerade Marschall Koglow in der sowjetischen 
Armee einzuführen begann — haben wir in unse-
rem österreichischen Heer seit JahrenI"

womöglich verfälschen. Europabegeisterung 
kann zum Europäismus werden, der angesichts 
der echten Probleme der europäischen Eini-
gung enttäuschen muß und Ressentiments hin-
terläßt. Unsichere Gefühle gegenüber der Ju-
denverfolgung unter der NS-Herrschaft haben 
bisweilen zu amtlichem Philosemitismus ge-
führt, der nicht gerade glücklich auf die Über-
windung von rassischen Vorurteilen in wei-
ten Volksschichten gewirkt hat und den die 
Juden selbst eher mit Sorge denn mit Genug-
tuung ansehen. Die ungeklärte, oberflächliche 
Betrachtung der deutschen Frage vermag so 
leicht die Emotionen im Sinne eines radika-
len Nationalismus alter Präfung zu mobilisie-
ren und sich unserem wahren nationalen Inter-
esse querzulegen.

Staatsbürgerliches Wissen ist bei allen Staats-
bürgern in recht unterschiedlicher Dosierung 
vorhanden. Ein Wissen um Institutionen ist

Skizze eines didaktischen Modells

in jedem Falle nützlich, aber nicht entschei-
dend. Zwar sind die Institutionen Funktions-
träger, die Freiheit und Recht im Alltag ver-
wirklichen und sichern sollen. Aber was hilft 
es einem schon, wenn man weiß, daß ein Ge-
setzentwurf so und so beraten wird, so und so 
zwischen Bundestag und Bundesrat und Bun-
despräsident hin- und hergeschoben wird, bis 
er schließlich seine Wirkung auf den Bürger 
in erwünschtem oder unerwünschtem Sinne 
ausübt.

Wichtig scheint jedoch, um beim Beispiel zu 
bleiben, daß der Staatsbürger weiß, wozu ein 
Gesetz gemacht wird, warum es für nötig er-
achtet wird, in wessen Interesse es konzipiert, 
geändert, beschlossen wird, wer daran mit-
wirkt in den gesellschaftlichen Gruppierungen 
und in den Verfassungsorganen und warum 
es nach so komplizierten Verfahrensregeln 
erst zur Geltung kommt.

Das heißt, an diesem Beispiel, und es sollte 
konkretisiert werden, wird sichtbar, daß ein 
Gesetz weder vom Himmel fällt noch eine 
Ausheckung irgendwelcher obskurer Klubs



ist, daß es ein Akt politischer Gestaltung ist, 
der nur im Zusammenhang mit anderen sol-
chen Akten seinen Sinn hat, daß es eine Ge-
fahr abwenden oder berechtigte Interessen 
schützen soll, daß es aber nicht nur eine be-
stimmte Gruppe auf Kosten anderer bevorzu-
gen darf, sondern im Rahmen des Gemein-
wohls seinen Platz haben muß. Es wird zu 
erörtern sein, worin der Gesetzgeber hier das 
Gemeininteresse sieht und so und nicht anders 
entscheidet, obwohl doch sicher viele Leute an-
ders besser bedient wären. Es wird sichtbar, wie 
hier ein praktisches Verfahren von Interes-
senausgleich und Konfliktbewältigung ent-
wickelt wurde, an dem gesellschaftliche Grup-
pen, die öffentliche Meinung, die Parteien und 
die Regierung mitwirken, dessen Entschei-
dungsort aber nach unserer Verfassung allein 
das Parlament ist und wie dieses alle Anre-
gungen und Meinungen verarbeitet, ehe es 
zum Entschluß kommt.

Gleichzeitig wird dabei erkannt, daß der Bun-
desrat ebenso wie der Bundestag über das 
gleiche Gesetz unter dem Gesichtspunkt seiner 
Zweckmäßigkeit und Anwendbarkeit in den 
Bundesländern entscheidet, daß also das föde-
rative Prinzip bei uns eine zusätzliche Kon-
trolle bietet, damit möglichst alle Fehlent-
scheidungen vermieden werden. Manchmal, 
bei sehr kontroversen Gesetzesvorlagen, kann 
sogar der oberste Verfassungsschützer, das 
Bundesverfassungsgericht, mit in den Blick 
kommen. Und warum das alles, wird dann ge-
fragt, geht es nicht besser und einfacher, wenn 
ein paar gescheite, sachverständige Männer 
das allein tun und das Volk dann gehorcht? 
Damit sind wir bei der Frage der Macht und 
ihrer Problematik des Mißbrauchs oder fal-
schen Gebrauchs, beim Schutz der Grundrechte 
und bei der Kompliziertheit des modernen Le-
bens in der Industriegesellschaft, die so leicht 
den einzelnen unter sogenannte Sachzwänge 
nötigt und dann nur noch an Produktion und 

gar nicht mehr an den Menschen denk
den noch die Produktion allein einen Sim
und wir sehen die neuen Aufgaben des 
tes in dieser Industriegesellschaft, die e 
her nicht hatte; und wir kommen au 
Frage der persönlichen Freiheit und der s
len Gerechtigkeit, für die dieser Staat
verantwortlich fühlt, und deshalb eine P 
nach innen und außen treibt, die aber 
fluß aus den Lebensbedürfnissen und 2
sind, die wieder der Staatsbürger mitbe 
durch seine gesellschaftliche und polil 
Mitarbeit und Vertretung in allerlei so?
Rollen; und damit wären wir bei den G:
Vorstellungen von Volkssouveränität 
ihrer theoretischen Bedeutung und ihrer 
tischen Modelle der Verwirklichung durc
Staatsverfassung. Volkssouveränität t
das Volk in den Gesichtskreis, das siel
Nation versteht und in Beziehung zu ane
Völkern und Nationen sieht. Das Substra 
Staates gewinnt eine geschichtliche Di 
sion und eine andere auf die Zukunft h 
der Welt der Nationen.

Stets muß bei einem staatsbürgerlichen 
terrichtsthema das Ganze der Politik im 
tergrund da sein. Nur vor diesem ganz
liehen Horizont gewinnen jeweils Akz 
die das formulierte Thema setzt, bildende
levanz; andernfalls bleibt ein solcher U 
richt in Formalismen stecken oder prakti
irgendwelche Indoktrination, die wir ge
im Angesicht totalitärer Methoden able. 
müssen. Das ist eine Wertprämisse, die a
voraussetzungslos ist. Der schmale Kor
sus in unserer pluralistischen Gesells 
und in unserem wertpluralen Staat ist 
tragfähig, wenn er praktische Folgen als 
fenheit in der Diskussion und Argumente
gewinnt, wenn er die Verwirklichung der 1
heit und Gerechtigkeit im Auge hat, die 
Soldat nach außen mit den Verbündeten 
eher Grundhaltung schützen soll.
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Falsche oder halbrichtige Ansätze, und seien 
sie noch so gut gemeint, vermögen nur Scha-
den anzurichten.

Es gibt diesen Unterricht auch noch in der 
Schule, trotz einer fünfzig Jahre alten Reform-
pädagogik, wo die Normen unserer Grund-
rechte als Chiffren wie das periodische System 
der chemischen Elemente auf der Tafel ste-
hen, die als abstrakte Wesenheiten zwar stim-
mig erscheinen, pathetisch aufgedonnert wer-
den oder juristisch verblassen und schließlich 
für das politische Bewußtsein nichts bewirken, 
weil sie weder historisch noch existentiell er-
fahren werden. Es gibt diesen Unterricht auch 
noch in der Schule, wo die Institutionen unse-
res Staates als dürres Funktionsgerüst sogar 
recht anschaulich bunt gemalt oder projiziert 
an der Wand erscheinen und doch nur Lange-
weile oder Verdruß daran zu Folge haben. Es 
gibt diesen Unterricht auch in der Armee, wo 
in der Regel keine ausgebildeten Pädagogen 
diese Arbeit leisten und die Neigung zum 
autoritären Unterrichtsstil durch das militä-
rische Gefüge von Befehl und Gehorsam in 
allen anderen Führungsbereichen — auch un-
bewußt — unterstützt wird; zumal auch der 
staatsbürgerliche Unterricht besichtigungsreif 
gemacht werden muß. Um so notwendiger ist 
es, den jungen Offizieren praktische Übungs-

felder zu schaffen, nachdem sie sich in ihren 
politischen Kenntnissen, Einsichten und Über-
zeugungen ein Fundament geschaffen haben, 
auf dem sie zu Urteilen gelangen können, die 
sich gegenüber dem demokratischen Prozeß 
offen und beweglich halten.

Es ist sicher wichtig, sich dieses Problems in 
der Öffentlichkeit bewußt zu werden, um zum 
gerechten Urteil über die Wirksamkeit dieses 
militärischen Teils der politischen Bildung un-
serer jungen Staatsbürger zu gelangen. Die 
Aufgabe ist nicht nur der militärischen Füh-
rung gestellt, sondern vom Wesen der moder-
nen Armee in der Demokratie her der ganzen 
Gesellschaft. Sie darf den Soldaten am aller-
wenigsten auf diesem Gebiet allein lassen, 
sondern muß durch politische Entscheidungs-
körper Voraussetzungen für Bildungsmöglich-
keiten schaffen und ihn, wo es auch immer sei, 
zur Teilnahme und Teilhabe am demokrati-
schen Prozeß einladen. Durch militärische Vor-
schriften mit ihrer notwendig apodiktischen, 
abgekürzten Sprache darf man die politische 
Bildung nicht allein regeln lassen. Sie ist Teil 
des dynamischen, offenen Ringens des Ge-
meinwesens um Selbstvergewisserung und 
freiheitliche Selbstbehauptung, an der die Ar-
mee in der Demokratie lebendigen, offenen 
Anteil haben muß.
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